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Bek. Nr. 1 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die städtisch en Bestattungseinrichtungen  
der Friedhöfe St. Zeno und St. Valentin 

 
Die Stadt Bad Reichenhall erlässt aufgrund der Art. 23 und 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayRS 2020-1-1-I) 
in Verbindung mit den Vorschriften des Bestattungsgesetzes (BayRS 2127-1-I) und der Verordnung zur Durchführung des Be-
stattungsgesetzes (BayRS 2127-1-1-I) folgende  
 

Satzung : 
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§ 1 
 

Die Satzung über die städtischen Bestattungseinrichtungen der Friedhöfe St. Zeno und St. Valentin vom 22.9.2010, zuletzt geän-
dert durch Satzung vom 14.12.2016, wird wie folgt geändert: 
 
1. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung:  

 
„(1)  Urnen können in Urnengräbern, Erdurnengräbern, Erdgräbern oder in der Friedwiese beigesetzt werden. Eine oberir-

dische Bestattung ist unzulässig.“ 
 
2. § 8 erhält folgende Fassung: 

 
„§ 8 

Ruhezeit 
 
Die Ruhezeit bis zur Wiederbelegung beträgt bei Beisetzung von Urnen 10 Jahre, im Übrigen 20 Jahre.“  

 
3. In § 10 Abs. 2 wird nach „2.6 Erdurnengräber“ fo lgendes eingefügt: 
  

„2.7        Friedwiese“ 
 
4. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 

 
„§ 12a 

Friedwiese 
 

Die Friedwiese ist ein Urnenbestattungsplatz ohne individuelle Kennzeichnung. Sie wird von der Stadt unterhalten und ge-
staltet. Die Anbringung eines Hinweises auf Verstorbene ist an einer von der Stadt zur Verfügung gestellten Stelle möglich. 
Für die Urnenbeisetzung dürfen nur Urnen und Überurnen verwendet werden, die selbstauflösend sind (Biournen). Das Ma-
terial darf die physikalische, chemische und biologische Beschaffenheit des Bodens und des Grundwassers nicht nachhaltig 
verändern.“ 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 23. Dezember 2020 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lung , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 2 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die st ädtischen  
Bestattungseinrichtungen der Friedhöfe St. Zeno und  St. Valentin 

 
Die Stadt Bad Reichenhall erlässt aufgrund des Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes (BayRS 2024-1-I) folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung für die städtischen Bestattungseinrichtungen der Friedhöfe St. Zeno und St. Valentin vom 9.4.1991, zuletzt 
geändert durch Satzung vom 14.12.2016, wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 2 erhält folgende Fassung: 
 

„Für die Benutzung des Leichenhauses und sämtlicher darin befindlicher Einrichtungen im Friedhof St. Zeno bzw. St. Valentin 
mit Ausnahme der Aussegnungshalle wird eine Benutzungsgebühr Leichenhaus erhoben. Diese Benutzungsgebühr Leichen-
haus beträgt 243,22 € je angefangenem Kalendertag. Für die Benutzung der Aussegnungshalle im Leichenhaus im Friedhof 
St. Zeno wird eine Benutzungsgebühr Aussegnungshalle in Höhe von 151,35 € pro Benutzung erhoben.“ 

 
2.  § 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
  

„a)  Erdgräber 
 

1. Kindergräber mit einer Breite bis zu 0,70 m 4,43 € 
2. Einzelgräber mit einer Breite bis zu 1,40 m 23,31 € 
3. Doppelgräber und Mehrfachgräber 

mit einer Breite bis zu 2,40 m 44,99 € 
4. Wandgräber und Mehrfachgräber  

mit einer Breite über 2,40 m 74,83 € 
5. Erdurnengräber (Gruppe: U-e) 9,09 € 

 
b)  Urnengräber 
 

1. Einzelurnenschacht 1-fach im Kolumbarium (Gruppe: U-nK) 46,22 € 
2. Einzelurnenschacht 2-fach im Kolumbarium (Gruppe: U-nK) 92,44 € 
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3. Einzelurnenschacht 3-fach im Kolumbarium (Gruppe: U-nK) 138,66 € 
4. Einzelurnenschacht 4-fach im Kolumbarium (Gruppe: U-nK) 184,88 € 
5. kleines Urnengrab (Gruppen: U-a, U-b, U-m, U-n 

sowie in den Gruppen U-k, U) 184,88 € 
6. großes Urnengrab (in den Gruppen: U-k, U)  277,32 € 
7. anonymes Urnengrab  25,67 € 
8. Urnengrab in der Friedwiese 42,37 € 
9. Urnenbehälter für Einzelurnenschacht (einmalig bei Ersterwerb)  112,00 € 
10. Platte für kleines Urnengrab (einmalig bei Ersterwerb)  204,00 € 
11. Platte für großes Urnengrab (einmalig bei Ersterwerb)  215,00 €“ 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 23. Dezember 2020 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lung , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 3 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Satzung der Stadt Bad Reichenhall für die öffentlic he Entwässerungseinrichtung 
(Entwässerungssatzung – EWS) 

Vom 23. Dezember 2020 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 
(GVBl. S. 350), sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) in der Fassung vom 25. Februar 2010 
(GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) 
erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1)  Die Stadt Bad Reichenhall betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung (Entwässerungseinrichtung). 
 
(2)  Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Stadt Bad Reichenhall. 
 
(3)  Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse. 
 

§ 2  
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1)  Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche plane-
rische Vorgaben vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen. 

 
(2)  Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbauberech-

tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

 
§ 3  

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinn dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
1. Abwasser 

ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und ge-
sammelten Flüssigkeiten. 
 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschließ-
lich Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das häusliche Abwasser. 

 
2. Kanäle  

sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z. B. 
Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
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3. Schmutzwasserkanäle 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser. 
 
4. Mischwasserkanäle 

sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 
 
5. Regenwasserkanäle 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Niederschlagswasser. 
 
6. Sammelkläranlage 

ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 
7. Grundstücksanschlüsse sind 

– bei Freispiegelkanälen : 

die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. 
 

– bei Druckentwässerung : 

die Leitungen vom Kanal bis zum Abwassersammelschacht. 
 

– bei Unterdruckentwässerung : 

die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschlussschachts. 
 
8. Grundstücksentwässerungsanlagen sind 

- bei Freispiegelkanälen : 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontroll-
schachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung eines 
Grundstücks (§ 9 Abs. 4). 

 
– bei Druckentwässerung : 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwasser-
sammelschachts. 

 
– bei Unterdruckentwässerung : 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 
 
9. Kontrollschacht 

ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anlage dient. 
 
10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung) 

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage. 
 
11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung) 

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden Stauraum sowie einer Absaugventileinheit.  
 
12. Messschacht 

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses oder die Entnahme von Abwasserproben. 
 
13. Abwasserbehandlungsanlage 

ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu 
beseitigen. Hierzu zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-) 
Behandlung gewerblichen oder industriellen Abwassers. 

 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 

ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Vorausset-
zungen für die fachliche Eignung sind insbesondere 
 
– die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verantwortlichen technischen Leitung, 

 
– die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an 

Grundstücksentwässerungsanlagen, 
 

– die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und Geräte, 
 

– die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen und Vorschriften, 
 

– eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation). 
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§ 4  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Entwässe-

rungseinrichtung angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwasser in die 
Entwässerungseinrichtung einzuleiten. 

 
(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen sind. 

Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlan-
gen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal er-
schlossen werden, bestimmt die Stadt Bad Reichenhall. 

 
(3)  Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 

 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne Weiteres von der Entwässerungseinrichtung übernom-

men werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt oder 
 

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht möglich 
ist. 

 
(4)  Die Stadt Bad Reichenhall kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung des Ab-

wassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5)  Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung 

von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Stadt Bad Reichenhall kann hiervon Ausnahmen zulassen oder 
bestimmen, wenn die Einleitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist. 

 
§ 5  

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung anzuschlie-

ßen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 
 
(2)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung an-

zuschließen, wenn Abwasser anfällt. 
 
(3)  Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd 

oder vorübergehend vorhanden sind. 
 
(4)  Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge ha-

ben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Stadt Bad Reichenhall innerhalb der von ihr gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5)  Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles 

Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind der Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Stadt Bad Reichenhall die dafür erforderliche Überwa-
chung zu dulden. 

 
§ 6  

Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1)  Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 

oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zu-
mutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt Bad Reichenhall einzureichen. 

 
(2)  Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7  
Sondervereinbarungen 

 
(1)  Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, kann die Stadt durch 

Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung entspre-

chend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 8  
Grundstücksanschluss 

 
(1)  Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, vom Grund-

stückseigentümer hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und unterhalten sowie stillgelegt und beseitigt; § 9 Abs. 2 und 6 
sowie §§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 

 
(2)  Die Stadt Bad Reichenhall bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, 

wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche des Grundstückseigentümers werden dabei nach Mög-
lichkeit berücksichtigt. 

 
(3)  Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen 

ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und der-
gleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnah-
men für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 
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§ 9  
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1)  Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit 

einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung abge-
leitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit einer Abwasserbehandlungs-
anlage auszustatten. 

 
(2)  Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Absatz 1 Satz 2 sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern, zu unter-
halten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Absatz 1 
Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik maßgeblich. 

 
(3)  Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Stadt Bad Reichenhall kann ver-

langen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckentwässerung oder 
Unterdruckentwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grundstücksentwässerungsan-
lage über den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann. 

 
(4)  Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, kann die Stadt Bad Reichenhall vom Grundstückseigentümer den Einbau 

und den Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungs-
gemäße Beseitigung des Abwassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Planung 
und Ausführung des Kanalsystems für die Stadt Bad Reichenhall nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

 
(5)  Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Entwässerungseinrichtung hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schüt-

zen. 
 
(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt 

werden. Die Stadt Bad Reichenhall kann den Nachweis der fachlichen Eignung verlangen. 
 

§ 10  
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1)  Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Stadt Bad Reichenhall folgende Un-

terlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1.000, 
 

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der neuen und der zurückzubauenden Leitun-
gen einschließlich der Einleitungsstelle in den öffentlichen Kanal und im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Abwasserbe-
handlungsanlage ersichtlich sind, 
 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Nor-
mal-Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, 
die Anschlusshöhe am öffentlichen Kanal, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasserober-
fläche zu ersehen sind, 
 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 
abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben über 

 
– Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst wer-

den soll, 
 

– Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, 
 

– die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, 
 

– Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
 

– die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, De-
kontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 

 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreis-
lauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Alle Unterlagen sind vom Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Stadt kann erforderlichen-
falls weitere Unterlagen anfordern. 

 
(2)  Die Stadt Bad Reichenhall prüft, ob die geplante Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen dieser Satzung 

entspricht. Ist das der Fall, erteilt die Stadt Bad Reichenhall schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der einge-
reichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt wer-
den. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Stadt Bad Reichenhall nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der 
vollständigen Planunterlagen ihre Zustimmung schriftlich verweigert. Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt die Stadt Bad Reichenhall dem Grundstückseigentümer unter Angabe der 
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung und erneuten Einreichung der geänderten Unterlagen bei der Stadt Bad 
Reichenhall; Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die Zustim-

mung nach Absatz 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach 
straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4)  Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Stadt Bad Reichenhall Ausnahmen zulassen. 
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§ 11  
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerung sanlage 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Bad Reichenhall den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens 

größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens zehn Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig 
den fachlich geeigneten Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen 
werden, ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2)  Die Stadt Bad Reichenhall ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfun-

gen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässerungsanlage vor Verdeckung der Leitungen auf satzungsge-

mäße Errichtung und vor ihrer Inbetriebnahme auf Mängelfreiheit durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fach-
lich geeigneten Unternehmer prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen. Dies gilt nicht, soweit die Stadt 
Bad Reichenhall die Prüfungen selbst vornimmt; sie hat dies vorher anzukündigen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
Werden die Leitungen vor Durchführung der Prüfung auf satzungsgemäße Errichtung der Grundstücksentwässerungsan-
lage verdeckt, sind sie auf Anordnung der Stadt Bad Reichenhall freizulegen. 

 
(4)  Soweit die Stadt Bad Reichenhall die Prüfungen nicht selbst vornimmt, hat der Grundstückseigentümer der Stadt Bad 

Reichenhall die Bestätigungen nach Absatz 3 vor Verdeckung der Leitungen und vor Inbetriebnahme der Grundstücksent-
wässerungsanlage unaufgefordert vorzulegen. Die Stadt Bad Reichenhall kann die Verdeckung der Leitungen oder die 
Inbetriebnahme der Grundstücksentwässerungsanlage innerhalb eines Monats nach Vorlage der Bestätigungen oder un-
verzüglich nach Prüfung durch die Stadt Bad Reichenhall schriftlich untersagen. In diesem Fall setzt die Stadt Bad Rei-
chenhall dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Gründe für die Untersagung eine angemessene Nachfrist für die 
Beseitigung der Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Absatz 3 gelten entsprechend. 

 
(5)  Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die Bestätigungen des fachlich geeigneten Unternehmers oder die Prüfung durch die 

Stadt Bad Reichenhall befreien den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prüfenden Unternehmer sowie den 
Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 

 
(6)  Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ord-

nungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Kleinkläranlagen 
vor, ersetzt diese in ihrem Umfange die Prüfung und Bestätigung nach Absatz 3 und Absatz 4. 

 
§ 12  

Überwachung 
 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grundstücks-

entwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen fachlich 
geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen; für Anlagen in 
Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung unberührt. Der Grundstücks-
eigentümer hat der Stadt Bad Reichenhall die Bestätigung innerhalb von vier Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufge-
fordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erhebli-
chen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; Satz 2 
gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung kann auf Antrag verlängert werden. 

 
(2)  Für die nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Be-

stimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen. Art. 60 Abs. 3 BayWG bleibt unberührt. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grundstücks-

entwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüglich der Stadt Bad Rei-
chenhall anzuzeigen. 

 
(4)  Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-

weicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Stadt Bad Reichenhall den Einbau und den Betrieb von Über-
wachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasserrechtliche 
Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen Eigen- oder 
Selbstüberwachung der Stadt Bad Reichenhall vorgelegt werden. 

 
(5)  Unbeschadet der Absätze 1 bis 4 ist die Stadt Bad Reichenhall befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu 

überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die 
Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Stadt Bad Reichenhall nicht selbst unterhält. Die Stadt Bad Rei-
chenhall kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand ge-
bracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässerungseinrichtung und Gewässerverun-
reinigungen ausschließt. Führt die Stadt Bad Reichenhall aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlagen, der Messschächte oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüs-
se auf Mängelfreiheit durch, beginnt die Frist nach Absatz 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die Stadt Bad Reichen-
hall neu zu laufen. 

 
(6)  Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 5 gelten auch für den Benutzer des Grundstücks. 
 

§ 13  
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grunds tück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrich-
tung dienende Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 

§ 14  
Einleiten in die Kanäle 

 
(1)  In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. In 

Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
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(2)  Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden darf, bestimmt die Stadt Bad Reichenhall. 
 

§ 15  
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

 
(1)  In die Entwässerungseinrichtung dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 

 

– die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 

– die Entwässerungseinrichtung oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen, 

– den Betrieb der Entwässerungseinrichtung erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 

– die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder 

– sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 
 
(2)  Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin oder Öl, 
 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
 
3. radioaktive Stoffe, 
 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers 

führen, Lösemittel, 
 
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 
 
6. Grund- und Quellwasser, 
 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, 

Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten, 
 
8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silage-

gärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke, 
 
9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Abwasserbehandlungsanlagen und Abortgruben unbescha-

det gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme, 
 
10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 

krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole. 

 
Ausgenommen sind 
 
– unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus 

Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 
 

– Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und deren Ein-
leitung die Stadt in den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 oder 4 zugelassen hat; 
 

– Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen. 
 

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 
 

– von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in  der Sammelkläranlage nicht den Mindestanfor-
derungen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 

– das wärmer als +35 °C ist, 

– das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 

– das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 

– das als Kühlwasser benutzt worden ist. 
 

12. nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln, 
 

13. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW. 
 
(3)  Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen Anschluss-

pflichtigen oder im Rahmen einer Sondervereinbarung festgelegt. 
 
(4)  Über Absatz 3 hinaus kann die Stadt in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und 

Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsper-
sonals, der Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Vor-
schriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des der Stadt Bad Reichenhall erteilten wasserrechtlichen Be-
scheids, erforderlich ist. 
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(5)  Die Stadt Bad Reichenhall kann die Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von 
Abwasser in die Entwässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder 
wenn sich die für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Stadt Bad 
Reichenhall kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnah-
men durchgeführt werden müssen. 

 
(6)  Die Stadt Bad Reichenhall kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete 

Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende Wirkung verlieren oder der Betrieb der Ent-
wässerungseinrichtung nicht erschwert wird. In diesem Fall hat er der Stadt Bad Reichenhall eine Beschreibung mit Plänen 
in doppelter Fertigung vorzulegen. 

 
(7)  Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten Brennwert-

Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das Kondensat 
zu neutralisieren und der Stadt Bad Reichenhall über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fachbe-
triebs vorzulegen. 

 
(8)  Besondere Vereinbarungen zwischen der Stadt Bad Reichenhall und einem Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen 

im Sinn des Absatz 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der Entwässerungseinrichtung ermöglichen, bleiben vorbe-
halten. 

 
(9)  Wenn Stoffe im Sinn des Absatz 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung gelan-

gen, ist dies der Stadt Bad Reichenhall sofort anzuzeigen. 
 

§ 16  
Abscheider 

 
(1) Sofern mit dem Abwasser aus Industrie- oder Gewerbebetrieben Stoffe mitabgeschwemmt werden können, welche die 

festgesetzten Emissionsgrenzwerte der geltenden Abwasserverordnung nicht einhalten, ist das Abwasser über in die 
Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Abscheider abzuleiten. Die Abscheider sind nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten. Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 
Die Generalinspektion ist vor Inbetriebnahme und wiederkehrend alle fünf Jahre nach Inbetriebnahme durch einen fachlich 
geeigneten Unternehmer durchzuführen. Der Nachweis der Generalinspektion ist der Stadt unaufgefordert vorzulegen. Die 
Stadt kann außerdem den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Entsorgung verlan-
gen. 

 
(2) Können mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten in die öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, sind in die Grundstücks-

entwässerungsanlage Abscheider für Leichtflüssigkeiten gemäß § 16 einzubauen (Leichtflüssigkeitsabscheider). Wird Ab-
wasser aus Wasch- und Reinigungsvorgängen über diese Abscheider eingeleitet, so dürfen ausschließlich schnell deemul-
gierende Reinigungsmittel eingesetzt werden, die die Abtrennung der Leichtflüssigkeiten nicht behindern. 

 
(3) Können mit dem Abwasser Fette und Öle in die öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, sind Fettabscheider gemäß § 16 

einzubauen, zu betreiben und ausschließlich diese zu benutzen (Fettabscheider). Den Abscheidern dürfen keine enzym- 
oder bakterienhaltige Produkte zugesetzt werden. 

 
§ 17  

Untersuchung des Abwassers 
 
(1)  Die Stadt Bad Reichenhall kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss ver-

langen. Bevor erstmals Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist 
der Stadt Bad Reichenhall auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des 
§ 15 fallen. 

 
(2)  Die Stadt Bad Reichenhall kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch, untersuchen lassen. Auf die Überwa-

chung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine wasserrechtliche Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus der Eigen- oder Selbstüberwa-
chung ordnungsgemäß durchgeführt und die Ergebnisse der Stadt Bad Reichenhall vorgelegt werden. Die Stadt Bad Rei-
chenhall kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben 
und die Messergebnisse vorgelegt werden. 

 
§ 18  

Haftung 
 
(1)  Die Stadt Bad Reichenhall haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die 

sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden 
lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2)  Die Stadt Bad Reichenhall haftet für Schäden, die sich aus der Benutzung der Entwässerungseinrichtung ergeben, nur 

dann, wenn einer Person, deren sich die Stadt Bad Reichenhall zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
(3)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
(4)  Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der Stadt Bad Reichenhall für 

alle ihr dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaf-
ten Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit dieser 
nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten sowie still-
zulegen und zu beseitigen ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
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§ 19  
Grundstücksbenutzung 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von Ab-

wasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, 
wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grund-
stücke, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftli-
chen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder 
für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit 
die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2)  Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks 

zu benachrichtigen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 

mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt Bad Reichenhall zu tragen, soweit die Einrichtung nicht aus-
schließlich der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Plan-

feststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 20  
Betretungsrecht 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer satzungs-

mäßigen und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Stadt Bad Reichenhall 
zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderli-
chen Umfang betreten; auf Verlangen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist ungehindert Zugang zu allen 
Anlagenteilen zu gewähren und sind die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der Grundstückseigentümer und der Benutzer 
des Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessungen. 

 
(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt. 
 

§ 21  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung (GO) kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 4 Sätze 1 und 3, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, 
Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 
 

2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Stadt Bad Reichenhall mit der Herstellung oder Änderung der Grund-
stücksentwässerungsanlage beginnt, 
 

3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 4 
Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 
 

4. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 und 3 vor Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch einen fachlich 
geeigneten Unternehmer oder vor Vorlage von dessen Bestätigung oder vor Prüfung durch die Stadt Bad Reichenhall 
die Leitungen verdeckt oder einer Untersagung der Stadt Bad Reichenhall nach § 11 Abs. 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 
 

5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen über-
prüfen lässt, 
 

6. entgegen den Vorschriften der §§ 14, 15 und 16 Abwasser oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung ein-
leitet oder einbringt, 
 

7. eine der in § 16 Abs. 1 festgelegten oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten 
verletzt oder unrichtige Nachweise im Sinne des § 16 Abs. 1 vorlegt, 
 

8. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Stadt Bad Reichenhall 
nicht ungehindert Zugang zu allen Anlagenteilen gewährt. 

 
(2)  Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 
 

§ 22  
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1)  Die Stadt Bad Reichenhall kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den 

Einzelfall erlassen. 
 
(2)  Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-

schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 23  
Inkrafttreten; Übergangsregelung 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die Entwässerungsanlage Bad Reichenhall vom 12. Januar 2001 außer Kraft. 
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(3) Die in der Satzung genannten Vorschriften gelten jeweils in der gültigen Fassung und in ihren Nachfolgevorschriften. 
 
(4) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen und bei denen nicht nach-

gewiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jahren vor Inkrafttreten der Satzung nach den zur Zeit der Prüfung geltenden 
Rechtsvorschriften geprüft wurden, sind spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung zu prüfen. Für nach § 12 
Abs. 2 zu überwachende Kleinkläranlagen, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, gilt Art. 60 Abs. 4 BayWG. 

 
 
Bad Reichenhall, den 23. Dezember 2020 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lung , Oberbürgermeister 
 
 
 

Vollzugshinweise zur Entwässerungssatzung (EWS) 
 
 
Zu § 3 EWS, Begriffsbestimmungen 
 
 
Weitere Begriffsbestimmungen: 
 
15.  Stichprobe 
 

ist eine einmalige Probenahme aus einem Abwasserstrom;  
 
16.  qualifizierte Stichprobe 
 

ist eine Mischprobe aus mindestens fünf Stichproben, die in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von 
nicht weniger als zwei Minuten entnommen und gemischt werden; 

 
17.  Mischprobe 
 

ist eine Probe, die in einem bestimmten Zeitraum kontinuierlich entnommen wird, oder eine Probe aus mehreren Proben, 
die in einem bestimmten Zeitraum kontinuierlich oder diskontinuierlich entnommen und gemischt werden. 

 
 

Die Begriffsbestimmungen der Ziffern 15 bis 17 sind aus § 2 Abwasserverordnung (AbwV) übernommen. Grenzwerte und Mess-
verfahren sind der AbwV und ihren Anhängen zu entnehmen. 
 
 
Zu § 8 EWS, Grundstücksanschluss 
 
 
Erläuternde Skizzen der Grundstücksvarianten: 
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Bei hydraulisch ausgelasteten Mischwasserkanälen erfolgt ggf. eine Auflage für eine gedrosselte Einleitung von Niederschlags-
wasser (0,5 l/s pro 100 qm befestigter Fläche). 
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Je Grundstück und Entwässerungssystem ist nur ein Grundstücksanschluss vorgesehen. Bei Ersatzbauten auf bereits ange-
schlossenen Grundstücken ist der vorhandene Grundstücksanschluss wiederzuverwenden.  
 
 
Zu § 9 EWS, Grundstücksentwässerungsanlage 
 
Der Kontrollschacht ist nahe an der Grundstücksgrenze zu errichten (siehe Variante 1 und 3 der vorherigen Skizzen). Bei einer 
innerstädtischen Grenzbebauung kann der Kontrollschacht auf dem öffentlichen Straßengrund errichtet werden (siehe Variante 2 
und 4 der vorherigen Skizzen). Die Erlaubnis wird mit der Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage nach § 10 EWS er-
teilt, ggf. mit Auflagen zur Sondernutzung des öffentlichen Straßenraums. Auch wenn der Grundstücksanschluss auf einen Ka-
nalschacht führt, ist für etwaige künftige Sanierungen ein Kontrollschacht zu errichten. 
 
Ist im Bestand entgegen § 9 Abs. 3 kein Kontrollschacht vorhanden und ist ein Messschacht nicht ausreichend, so ist bei berech-
tigtem Interesse der Stadt (z. B. bei anstehenden grabenlosen Sanierungsverfahren oder bei Erneuerung der Grundstücksan-
schlussleitungen in offener Bauweise im öffentlichen Straßengrund) gemäß § 12 Abs. 5 Satz 3 EWS ein Kontrollschacht zu er-
richten.  
 
Der Kontrollschacht ist mit einem lichten Durchmesser von 1000 mm zu errichten und mit einer stets zugänglichen Schachtabde-
ckung mit mindestens 625 mm Durchmesser entsprechend der vorhandenen Verkehrsbelastung zu versehen. 
 
 
Zu § 10 EWS, Zulassung der Grundstücksentwässerungs anlage 
 
Die Unterlagen gemäß Absatz 1 sind mindestens zweifach in Papierform einzureichen.  
Bei der Darstellung des Verlaufs der Leitungen in den Grundriss- und Flächenpläne nach Absatz 1 b) sind sowohl die neuen als 
auch die zurückzubauenden Leitungen bis einschließlich der Einleitungsstelle in den Hauptkanal darzustellen.  
In den Plänen zu Absatz 1 c) ist die Kanalsohlenhöhe bis zur Anschlussstelle zum Hauptkanal darzustellen und anzugeben. 
 
 
Zu § 11 EWS Herstellung und Prüfung der Grundstücks entwässerungsanlage 
 
Als Unternehmer in Absatz 1 ist gemäß § 9 Abs. 6 EWS der fachlich geeignete Unternehmer zu verstehen (vgl. Begriffserläuterung 
in § 3 Ziffer 17). 
Die Durchführung einer Generalinspektion nach § 16 ist im Sinn des § 11 Abs. 1 eine größere Unterhaltungsarbeit an der Grund-
stücksentwässerungsanlage und deshalb nach dieser Vorschrift anzeigepflichtig.  
 
 
Zu § 15 Abs. 2 EWS, Verbot des Einleitens 
 
zu Ziffer 11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben 
 

- das im Ablauf eines Fettabscheiders einen ph-Wert von über 8,5 aufweist, 

- welches den im DWA-Merkblatt 115-2 (Indirekteinleitung nicht häuslichen Abwassers, Teil 2: Anforderungen) genann-
ten Richtwert nicht einhält.  

 
12. Abwasser, welches organische Phosphorverbindungen bzw. Phosphonate, insbesondere aus Reinigungsmitteln, enthält, 
 
13. Abwasser, welches an der Einleitungsstelle in die Grundstücksanschlussleitung eine Leitfähigkeit von über 2 mS/cm auf-

weist, insbesondere infolge hoher Salzfrachten. Betrieblich unvermeidbare Spitzen von bis zu 10 mS/cm sind auf einen 
Volumenstrom von 10 m³/d zu begrenzen. 

 
14.  Niederschlagswasser, das von Dachflächen mit einer Kupfer-, Zink- oder Bleiblechfläche über 50 m² Größe stammt, sofern 

keine Behandlung in einer zugelassenen Anlage erfolgt (vgl. Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-
tem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer, TRENOG Nr. 4.5.).  
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Zu § 16 EWS, Abscheider 
 
Soweit für den Einzelfall nicht anders geregelt, sind Leichtflüssigkeitsabscheider nach den Bestimmungen der DIN EN 858-2,  
DIN 1999-100 und DIN 1999-101 zu errichten und zu betreiben. Die Entleerung der Abscheider kann bedarfsgerecht erfolgen. 
Sie muss bei Leichtflüssigkeitsabscheidern mindestens erfolgen, wenn 50 % des Schlammstandes im Schlammfang und 80 % 
der Ölschichtdicke im Abscheider erreicht sind. 
 
Soweit für den Einzelfall nicht anders geregelt, sind Fettabscheider nach den Bestimmungen der DIN EN 1825-2 und DIN 4040-100 
zu errichten und zu betreiben. Fettabscheider sind in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf je durch ein Fachunternehmen 
nach den Vorgaben der DIN 4040-100 zu entleeren und zu warten. 
 
Der Nachweis der Generalinspektion ist unaufgefordert regelmäßig bei Einbau bzw. Sanierung der Abscheider vorzulegen.  
 
Der Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle ist auf Anforderung regelmäßig in der Regel monatlich, der Nachweis der 
Wartung und Entleerung ist in der Regel halbjährlich vorzulegen.  
 
Das Abscheidegut ist den abfallrechtlichen Bestimmungen entsprechend ordnungsgemäß durch ein Fachunternehmen zu ent-
sorgen (Einleitungsverbot § 15 Abs. 2 Ziffer 8). Die Entsorgungsbelege sind vom Anlagenbetreiber aufzubewahren.  
 
 
Bek. Nr. 4 

Stadtwerke Bad Reichenhall KU 
 

Jahresabschluss 2019 
 
Der Verwaltungsrat der Stadtwerke Bad Reichenhall KU hat in seiner Sitzung am 17. Dezember 2020 Folgendes beschlossen: 
 
1. Der Verwaltungsrat stellt den Jahresabschluss 2019 fest. 
 
2. Der Verwaltungsrat beschließt, den Jahresgewinn in Höhe von 1.419.576,75 € der allgemeinen Rücklage zuzuführen. 
 
 
Vom Abschlussprüfer wurde folgender Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„An die Stadtwerke Bad Reichenhall KU, Bad Reichenhall 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 

Ich habe den Jahresabschluss der Stadtwerke Bad Reichenhall KU, Bad Reichenhall, – bestehend aus der Bilanz zum 31. De-
zember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus habe ich den La-
gebericht der Stadtwerke Bad Reichenhall KU für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunternehmens zum 31. Dezember 2019 sowie sei-
ner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und 
 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" meines Bestätigungsvermerkes weitergehend beschrieben. Ich bin von 
dem Kommunalunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der 
Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Ve rwaltungsrats für den Jahresabschluss und den Lageb ericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist. 
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Kommunalun-
ternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzli-
chen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Kommunalunternehmens zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
- identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht, plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlange 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraft setzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

- gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Kommunalunternehmens abzugeben. 
 

- beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Anga-
ben. 
 

- ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 
an der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem 
Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
 

- beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob 
der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. 
 

- beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Kommunalunternehmens. 
 

- führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner 
Prüfung feststelle. 
 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforder ungen 
 
Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnun gslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 

Ich habe die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
EnWG getrennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. Darüber hinaus 
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habe ich die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten „Elektrizitätsverteilung" und „Gasverteilung“ – bestehend jeweils aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2019 einschließlich der Angaben zu den Regeln, nach denen die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die 
Aufwendungen und Erträge den gemäß § 6b Abs. 3 Satz 1 bis 4 EnWG geführten Konten zugeordnet worden sind – geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung 
 
- wurden die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG ge-

trennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 in allen wesentlichen Belan-
gen erfüllt und 
 

- entsprechen die beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des § 6b Abs. 3 EnWG. 
 
Ich habe meine Prüfung nach § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist nachfolgend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts" weitergehend beschrieben. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungsnachweise ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile hierzu zu dienen. 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG sowie für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie zur Einhaltung dieser Pflichten als notwendig erachtet haben. 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
in allen wesentlichen Belangen erfüllt wurden sowie einen Vermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile zur Einhaltung der 
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. Die Prüfung umfasst die Beurteilung, ob die Wertansätze und 
die Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit 
beachtet wurde. 
 
 
Ulm, den 9. Dezember 2020 
 
Luthardt , Wirtschaftsprüfer“ 
 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2019 liegen in der Zeit vom 
 

10. Januar 2021 bis 19. Januar 2021 
 
bei den Stadtwerken Bad Reichenhall KU, Hallgrafenstraße 2, Zimmer 209, zu den üblichen Geschäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Bad Reichenhall, den 18. Dezember 2020 
Stadtwerke Bad Reichenhall KU 
 
Peter Fösel , Vorstand 
 
 
Bek. Nr. 5 

Gemeinde Ainring 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Ainring über den Beschl uss des Gemeinderates der Gemeinde Ainring  
zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes „Mitterfelde n Nordwest/Gemeinbedarfsflächen“  

gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  
sowie über die Durchführung der frühzeitigen Beteil igung der Öffentlichkeit  

gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ainring beschloss in seiner Sitzung am 16.10.2018 einen Bebauungsplan „Mitterfelden Nordwest/ 
Gemeinbedarfsflächen“ mit Grünordnungsplan im Regelverfahren neu aufzustellen. 
 
Das vorliegende Planungsgebiet zwischen Salzstraße und Schwimmbadstraße ist geprägt durch Schul- und Sportflächen sowie 
nordwestlich der Schwimmbadstraße durch das Erlebnisbad.  
 
Auslöser für die vorliegende Planung war unter anderem die Suche nach einem endgültigen Standort für einen Kindergarten. 
Dieser besteht derzeit in Form einer Übergangslösung im nordöstlichen Bereich des Planungsgebietes. 
 
Aufgrund der Planung in einem Bestandsgebiet und der unmittelbaren Nachbarschaft von bestehenden und geplanten Gemein-
bedarfseinrichtungen (Schule, Kindergarten, Sportanlagen, etc.) zu bestehenden Wohngebieten, teilweise auch zu Gewerbege-
bieten, kommt der Prüfung des Immissionsschutzes große Bedeutung zu. 
Gleichzeitig gelten innerhalb des Geltungsbereiches rechtsverbindliche Bebauungspläne, deren Inhalte obsolet geworden sind. 
Die bauliche Umsetzung aktueller Bedarfe (z. B. Kindergarten, ggf. Schulerweiterung, Kunstrasenplatz, Skaterplatz, Streetball-
platz, etc.) ist aufgrund fehlender planungsrechtlicher Voraussetzungen nicht möglich. 
 
Die grundlegenden Ziele für das Planungsgebiet sind wie folgt: 
 
•  Schaffung einer städtebaulichen Ordnung innerhalb des Planungsgebietes unter Berücksichtigung des Bestandes und unter 

Berücksichtigung der Zielsetzungen und zukünftiger Bedarfe der Gemeinde Ainring; 
•  Findung geeigneter Standorte für diverse Nutzungen des Gemeinbedarfs, wie z. B. Kindergarten, Sportplätze unterschiedli-

cher Größenordnungen, 400-m-Rundbahn mit Spielfeld, Allwetterplatz, Bolzplatz, Basketballplatz, Skaterplatz; 
•  Prüfung der verträglichen Anordnung der vorgenannten Nutzungen vor dem Hintergrund der gegenseitigen Rücksichtnahme 

und der Einhaltung der aktuellen Bundesimmissionsschutzverordnungen (Sportlärm, Anlagenlärm); 
•  Weiterentwicklung vorhandener Wohngebiete hinsichtlich einer Erweiterung der Nutzungsvielfalt; 
•  Sicherung der Erschließung des Planungsgebietes. 
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Das Planungsgebiet liegt am nordwestlichen Ortsrand des Ortsteils Mitterfelden der Gemeinde Ainring. Der Umgriff ist aus folgen-
den Kartenausschnitt ersichtlich: 
 
 

 
 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist vom 

 
30. Dezember 2020 bis zum 15. Februar 2021 

 
für jedermann Gelegenheit gegeben, im Rathaus Ainring in Mitterfelden, Salzburger Str. 48, 1. Obergeschoss, Zimmer-Nr. 104 
während der allgemeinen Dienststunden Auskunft über den Inhalt, Zweck und die Auswirkungen der vorgesehenen Planung zu 
erhalten (Darlegung). Während dieser Zeit besteht allgemein Gelegenheit zur Äußerung sowie Erörterung der Planung durch 
sachkundige Bedienstete der Gemeinde (Anhörung). Die ausliegenden Unterlagen können auch auf der Homepage der Gemein-
de Ainring unter www.ainring.de – Aktuelles – Bauleitplanverfahren - Bebauungsplan „Mitterfelden Nordwest/Gemeinbedarfsflä-
chen“ eingesehen werden. 
 
Gegenstand der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit ist der vom Stadtplanungsbüro Breunig mit Fisel und König Land-
schaftsarchitekten, ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom 8.12.2020 mit Begründung vom 8.12.2020. 
 
 
Mitterfelden, den 21. Dezember 2020 
Gemeinde Ainring 
 
Martin Öttl , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 6 
Gemeinde Ainring 

 
Bekanntmachung der Gemeinde Ainring über den Beschl uss des Bauausschusses  

der Gemeinde Ainring zur Neuaufstellung des Bebauun gsplanes „Heubergstraße Ost“  
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
sowie über die Durchführung der frühzeitigen Beteil igung der Öffentlichkeit  

gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Die Gemeinde Ainring beabsichtigt für den Bereich der Heubergstraße Ost einen Bebauungsplan aufzustellen. Der Bauausschuss 
beschloss die Neuaufstellung in seiner Sitzung am 4.11.2019.  
 
Der größte Teil des Planungsgebietes ist bereits bebaut. Für den Geltungsbereich und darüber hinaus gelten die Festsetzungen 
des rechtsverbindlichen „Bebauungsplanes Mitterfelden A“ aus dem Jahr 1972. Im Laufe der Jahre wurden im Planungsgebiet 
Bauvorhaben errichtet, die mit den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes nicht im Einklang stehen. Mit dem vor-
liegenden Bebauungsplan soll die Bestandssituation planungsrechtlich gefasst werden, und die Festsetzungen sollen an den 
schon vorhandenen Bestand, soweit dieser städtebaulich verträglich ist, angepasst werden. In diesem Zuge soll geprüft werden, 
ob und inwieweit eine maßvolle bauliche Entwicklung bzw. Nachverdichtung im Planungsgebiet möglich ist. 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
 
Das Planungsgebiet liegt am östlichen Ortsrand des Ortsteils Mitterfelden der Gemeinde Ainring. Der Umgriff ist aus folgenden 
Kartenausschnitt ersichtlich: 
 
 

 
 

Als Art der Nutzung wird, dem Ableitungsgebot des BauGB folgend, Allgemeines Wohngebiet festgesetzt, wie im rechtskräftigen 
Flächennutzungsplan der Gemeinde Ainring dargestellt.  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist vom 

 
30. Dezember 2020 bis zum 15. Februar 2021 

 
für jedermann Gelegenheit gegeben, im Rathaus Ainring in Mitterfelden, Salzburger Str. 48, 1. Obergeschoss, Zimmer-Nr. 104 
während der allgemeinen Dienststunden Auskunft über den Inhalt, Zweck und die Auswirkungen der vorgesehenen Planung zu 
erhalten (Darlegung). Während dieser Zeit besteht allgemein Gelegenheit zur Äußerung sowie Erörterung der Planung durch 
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sachkundige Bedienstete der Gemeinde (Anhörung). Die ausliegenden Unterlagen können auch auf der Homepage der Gemein-
de Ainring unter www.ainring.de – Aktuelles – Bauleitplanverfahren - Bebauungsplan „Heubergstraße Ost“ eingesehen werden. 
 
Gegenstand der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist der vom Stadtplanungsbüro Breunig mit Fisel und König Landschafts-
architekten, ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom 8.12.2020 mit Begründung vom 8.12.2020. 
 
 
Mitterfelden, den 21. Dezember 2020 
Gemeinde Ainring 
 
Martin Öttl , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 7 

Gemeinde Piding 
 

Satzung der Gemeinde Piding zur Änderung der  
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatz ung  

Vom 8. Dezember 2020 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Piding folgende 
 

Satzung: 
 

§ 1 
 

§ 10 Abs. 1 Satz 2 der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS/EWS) vom 26.10.2017 (Amtsblatt Nr. 46 
vom 14.11.2017) erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühr beträgt  
 
• ab 1. Januar 2021 1,14 €  

 
und 
  

• ab 1. Januar 2022 2,03 € 
 
pro Kubikmeter Abwasser. 
 

§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 
Piding, den 8. Dezember 2020 
Gemeinde Piding 
 
Hannes Holzner , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 8 

Sparkasse Berchtesgadener Land  
 

Aufgebot von verlorengegangenen Sparkassenbüchern 
 
Folgendes Sparkassenbuch der Sparkasse Berchtesgadener Land wurde als verloren gemeldet: 

 
Nr. 3 410 844 850 

 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, binnen drei Monaten sein Recht unter Vorlage des Sparkassenbuches 
bei der Sparkasse Berchtesgadener Land anzumelden; andernfalls wird diese Urkunde für kraftlos erklärt. 
 
 
Bad Reichenhall, den 17. Dezember 2020 
Sparkasse Berchtesgadener Land 
 
Der Vorstand 
Dir. Grundner                         Dir. Gehrig 
 


